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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Eine Motion Feller (fdp, VD) bezweckt die Unterstellung des Ausgleichsfonds
AHV/IV/EO unter das Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen. Dass der
Ausgleichsfonds als Verwalter bedeutender öffentlicher Vermögenswerte im Gegensatz
z.B. zur Bundesverwaltung und den ETH nicht diesem Gesetz unterstellt ist, sei
unverständlich. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion, der Nationalrat
folgte dem Antrag in der Herbstsession stillschweigend. 1

MOTION
DATUM: 26.09.2014
FLAVIA CARONI

Wie im Vorjahr bereits der Nationalrat, nahm auch der Ständerat in der Sommersession
2015 eine Motion Feller (fdp, VD) zur Unterstellung des Ausgleichsfonds AHV/IV/EO
unter das Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen stillschweigend an. 2

MOTION
DATUM: 09.06.2015
FLAVIA CARONI

In Erfüllung der Motion Feller (fdp, VD) unterstellte der Bundesrat den Ausgleichsfonds
AHV/IV/EO im Rahmen der Schaffung des Bundesgesetzes über die Anstalt zur
Verwaltung der Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO unter das Gesetz über das
öffentliche Beschaffungswesen und beantragte die Motion zur Abschreibung.
Ständerat und Nationalrat nahmen sowohl die entsprechende Regelung als auch die
Abschreibung in der Wintersession 2016 respektive der Frühjahrssession 2017
stillschweigend an. 3

MOTION
DATUM: 06.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Adèle Thorens Goumaz (gp, VD; Mo. 18.3432) und Olivier Feller (fdp, VD; Mo. 18.3433)
wollten im Mai 2018 mit zwei Motionen dafür sorgen, dass unbestrittene und aktuelle
Statistiken im Gesundheitsbereich zukünftig von einem unabhängigen Organ, wie zum
Beispiel dem BFS, erstellt werden sollen. Heute unterschieden sich die vorhandenen
Daten je nach Quellen – insbesondere abhängig davon, ob sie von Versicherungen,
Ärzteschaft, Spitälern oder von Pharmaunternehmen erstellt würden. Viele Zahlen
würden auch direkt von den Krankenversicherungen zur Verfügung gestellt, unter
anderem auch die Daten, welche das BAG für das offizielle Kostenmonitoring verwende.
Damit die entsprechenden Daten jedoch «von allen Beteiligten des Gesundheitswesens
akzeptiert» würden, müssten sie von einem unabhängigen und legitimierten Akteur
nach klaren und einheitlichen methodischen Vorgehen und Kriterien gesammelt und
einer Qualitätskontrolle unterzogen werden. 
Der Bundesrat teilte diese Einschätzung der Situation und beantragte die Annahme der
beiden Motionen. Eine entsprechende Datenerhebung sei notwendig, «um die
Transparenz des Gesundheitssystems zu verbessern und wirksame Massnahmen zur
Kostendämpfung zu identifizieren», betonte er in Übereinstimmung mit der
Einschätzung der Expertengruppe zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Aus
diesem Grund stelle das EDI eine Expertengruppe mit dem Auftrag zur Erarbeitung
einer entsprechenden Strategie für die Erfassung, Bearbeitung und Analyse der Daten
im Gesundheitsbereich zusammen. Damit werde das Anliegen der Motion bereits
umgesetzt. 
Nachdem Sebastian Frehner (svp, BS) die Motionen im September 2018 bekämpft hatte,
behandelte sie der Nationalrat in der Frühjahrssession 2019. Adèle Thorens Goumaz
und Olivier Feller betonten gegenüber dem Rat, dass es kein Zufall sei, dass zwei
Personen aus unterschiedlichen Parteien, die beide nicht aus der Gesundheitspolitik
kämen, diese Motionen einreichten. Sie seien nicht parteiisch, es gehe ihnen nicht
darum, hier die Interessen einer Akteursgruppe des Gesundheitswesen zu vertreten.
Ihnen sei jedoch in den Debatten aufgefallen, dass derzeit unbestrittene und aktuelle
Statistiken als Grundlage der Diskussionen fehlten. Sebastian Frehner bezeichnete die
Forderung nach Daten eines unabhängigen Akteurs als Illusion. Bereits heute könnten
die Bundesämter neben allen anderen Akteuren Statistiken erstellen, es werde aber nie
ein völlig unabhängiges Organ geben, das Statistiken ohne Interessenkonflikte
erarbeiten könne. So spiele gerade auch der Bund im Gesundheitswesen eine wichtige
Rolle und sei somit nicht vor Interessenkonflikten gefeit, wie auch Heinz Brand /svp,

MOTION
DATUM: 14.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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GR) betonte. Stattdessen sollten eben möglichst viele Statistiken aus unterschiedlichen
Quellen gefördert werden. Er befürworte aber die Bemühungen des BAG, die
Datenerfassung zu verbessern und die Statistiken aufeinander abzustimmen und
dadurch ihre Vergleichbarkeit zu erhöhen. Mit 125 zu 59 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
befürwortete der Nationalrat die zwei Motionen. Die Nein-Stimmen stammten von der
mehrheitlich ablehnenden SVP-Fraktion sowie von zwei Mitgliedern der BDP-Fraktion. 4

In der Wintersession 2020 behandelte der Ständerat die zwei Motionen von Adèle
Thorens Goumaz (gp, VD) und Olivier Feller (fdp, VD) bezüglich unbestrittenen und
aktuellen Statistiken im Gesundheitsbereich. Seit der Einreichung der beiden
Motionen sei ein Postulat der SGK-SR (Po. 18.4102) für eine kohärente Datenstrategie im
Gesundheitswesen angenommen worden, das ähnliche Ziele verfolgt wie die Motionen,
erläuterte die Kommission in ihrem Bericht. Die Arbeiten dazu seien bereits weit
fortgeschritten, wodurch auch das Anliegen der Motionen erfüllt sei. Somit empfahl die
Kommission mit 9 zu 2 Stimmen, die Motionen abzulehnen.
Im Rat hatte Adèle Thorens Goumaz die Möglichkeit, ihre Motion noch einmal zu
vertreten, da sie in der Zwischenzeit in den Ständerat gewählt worden war. Sie
erinnerte an den Unterschied zwischen einer Motion und einem Postulat; mit dem
Postulat seien zwar eine Arbeitsgruppe und ein Bericht geplant, aber es würden eben
noch keine Entscheidungen oder Massnahmen in diesem Bereich getroffen. Dem
widersprach Gesundheitsminister Alain Berset, der auf die von der Arbeitsgruppe in der
Zwischenzeit vorgelegten Vorschläge zur Verbesserung der Informationssammlung und
zur Erhöhung der Transparenz im Gesundheitssystem sowie auf die nationale
Datenstrategie hinwies, die das EDI im Auftrag des Bundesrates aufzubauen habe. Diese
zwei Projekte müsse man nun zusammenführen, so dass die Empfehlungen zum Thema
Gesundheit entsprechend in die nationale Datenstrategie integriert würden. Damit sei
die Motion bereits umgesetzt und müsse entsprechend nicht mehr angenommen
werden. Stillschweigend lehnte der Ständerat den Vorstoss in der Folge ab. 5

MOTION
DATUM: 15.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Nachgang an die Präsentation der Krankenkassenprämien 2021 verlangte Olivier
Feller (fdp, VD) in einer Motion eine grössere Transparenz der den Berechnungen der
Krankenkassenprämien zugrunde liegenden Annahmen und Modalitäten. So könnten
sich selbst verschiedene Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren sowie
Ärztegesellschaften die unterschiedlichen Entwicklungen der Krankenkassenprämien
zwischen 2020 und 2021 in den Kantonen nicht erklären und hätten daher «die
Undurchsichtigkeit des Prämienberechnungsverfahrens» kritisiert. Der Bundesrat
betonte, dass die Prämien durch die Versicherungen «aufgrund komplexer
versicherungsmathematischer Berechnungen» und beruhend auf Hypothesen und
Prognosen festgelegt würden. Diese den Prämienberechnungen zugrundeliegenden
Modelle könnten nicht veröffentlicht werden, da sie dem Geschäftsgeheimnis
unterliegen, würden aber von der Aufsichtsbehörde auf ihre Plausibilität geprüft.
Ansonsten würden die Kantone jedoch während des Verfahrens jeweils ausführlich über
die Vorgänge informiert und hätten die Möglichkeit, eine Stellungnahme zu den in
ihrem Kanton anfallenden Kosten abzugeben. 
In der Herbstsession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit dem Vorstoss, wobei
der Motionär seine Argumentation noch um einige Punkte ergänzte. So müsse das BAG
jedes Jahr zahlreiche Prämien nach oben oder unten korrigieren – zusammen mit den
viel zu hohen Reserven und den technischen Rückstellungen sowie der Möglichkeit der
Krankenversicherungen, die an den Finanzmärkten erzielten Erträge nicht für
Prämiensenkungen einzusetzen, gebe es diesbezüglich einfach zu viele offene Fragen.
Mit 166 zu 21 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der Nationalrat die Motion in der
Herbstsession 2022 an – nur wenige Stunden bevor Gesundheitsminister Berset die
Prämien für das Jahr 2023 präsentierte. Einzig eine Mehrheit der SP-Fraktion lehnte sie
ab. 6

MOTION
DATUM: 27.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Wie bereits ein Jahr zuvor forderte Lorenzo Quadri (lega, TI) im September 2020 in
einer Motion, dass die Krankenversicherungen ihre übermässigen Reserven nicht mehr
nur freiwillig, sondern obligatorisch an die Versicherten zurückerstatten müssen. Der
Motionär störte sich – wie auch Olivier Feller (fdp, VD; Mo. 20.4199) – im Anschluss an
die Präsentation der Krankenkassenprämien 2021 vor allem an den Unterschieden
zwischen den Kantonen. Denn während die Prämien schweizweit nur 0.5 Prozent
angestiegen waren, wurden sie im Kanton Tessin trotz sinkender Gesundheitskosten um
2.1 Prozent erhöht. Da die Krankenversicherungen ihre Reserven freiwillig nicht stark

MOTION
DATUM: 27.09.2022
ANJA HEIDELBERGER
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genug reduzieren würden, brauche es nun eine obligatorische Regelung, forderte
Quadri. Anders als ein Jahr zuvor verzichtete er jedoch auf die Forderung, wonach die
Reserven in den jeweiligen Kantonen, in denen sie geschaffen worden waren,
zurückverteilt werden müssen. 
Der Bundesrat zeigte sich mit dem Anliegen des Motionärs einverstanden, verwies aber
auf seine geplante Änderung der KVAV, mit der die Rückerstattung erleichtert würde,
und empfahl die Motion zur Ablehnung. Trotz der bis zur Herbstsession 2022 erfolgten
Verordnungsänderung sprach sich der Nationalrat ohne Diskussion mit 147 zu 36
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) für eine weitere Verschärfung des Reserveabbaus aus.
Ablehnend stimmten die GLP-Fraktion sowie die Mehrheit der Mitte-Fraktion. Kurz
zuvor hatte auch der Kanton Basel-Stadt eine Standesinitiative eingereicht, in der er
eine «rasche und proportionale Rückerstattung der Krankenkassen-Reserven an die
Bevölkerung» in den jeweiligen Kantonen verlangte – damit hatte der Kanton das
Anliegen von Quadris Motion aus dem Jahr 2019 aufgenommen. 7

1) AB NR, 2014, S. 1827
2) AB SR, 2015, S. 460 f.
3) AB NR, 2017, S. 190 ff.; AB SR, 2016, S. 1015 ff.; BBl, 2016, S. 311 ff.
4) AB NR, 2018, S. 1730 ; AB NR, 2019, S. 357 ff.
5) AB SR, 2020, S. 1368 ff.; Bericht SGK-SR vom 20.10.20
6) AB NR, 2022, S. 1769 ff.
7) AB NR, 2022, S. 1767 f.
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